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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Doris Rauscher, Ilona 

Deckwerth u. a. und Fraktion (SPD)

für ein Bayerisches Seniorinnen- und Seniorenmitwirkungsgesetz 

(Drs. 17/19755) 

- Zweite Lesung -

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt gemäß der 

Vereinbarung im Ältestenrat 36 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert 

sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Die erste Rednerin ist Frau Kollegin 

Doris Rauscher von der SPD. – Bitte schön, Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Doris Rauscher (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bayern wird 

immer älter. Heute leben bereits 2,6 Millionen Menschen im Alter von über 65 Jahren 

in Bayern. Bereits in zehn Jahren wird diese Altersgruppe auf 4 Millionen Menschen 

angewachsen sein. Das sind dann rund 30 % der bayerischen Bevölkerung.

Ein längeres Leben ist ein Glücksfall für jeden Einzelnen, aber auch für die ganze Ge-

sellschaft. Schon heute geht es nicht mehr darum, nur zu arbeiten und die letzten 

Jahre irgendwie herumzubringen, sondern nach der Arbeit kommen heute in der 

Regel die geschenkten Jahre. Das sind Jahre für Freizeitaktivitäten, für die Unterstüt-

zung der Kinder und Enkelkinder und für Dinge, die man schon das ganze Leben lang 

machen wollte. Es ist aber auch die Zeit, sich in die Gesellschaft einzubringen.

Der demografische Wandel hat schon lange begonnen. Deshalb ist es Zeit, dies nicht 

nur als Tatsache anzuerkennen, sondern jetzt die richtigen Weichen zu stellen, damit 

die zusätzlichen Lebensjahre aktive und bewusste Lebensjahre sind.

Bayerische Senioren und Seniorinnen wollen sich einbringen. Sie verfügen über einen 

unglaublichen Erfahrungsschatz, großes Wissen und enormes Potenzial. All das sollte 

nicht mit dem letzten Arbeitstag in der Schublade verschwinden. Sie kennen ihre Wün-
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sche und Ideen am besten und wissen, was sie im Alltag für ein gutes und langes 

Leben brauchen und sich vorstellen.

Vom Engagement der älteren Generation profitieren wir alle. Gut 40 % der über 65-

Jährigen engagieren sich bereits heute in vielfältiger Weise. Diese Zahlen zeigen, wie 

fit und aktiv heutige Senioren sind. Genau deshalb brauchen wir in Bayern gute und 

verlässliche Rahmenbedingungen für politische und gesellschaftliche Mitgestaltung.

(Beifall bei der SPD)

Unser Gesetzentwurf, den wir heute in Zweiter Lesung beraten, für mehr Mitwirkungs-

möglichkeiten für Senioren bietet genau das. Wer sich politisch engagieren will, soll 

das machen können, egal, in welcher Kommune Bayerns er lebt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die CSU-Fraktion hat sogar eine eigene Arbeitsgrup-

pe eingerichtet, die sich "Demographie und Generationengerechtigkeit" nennt, den-

noch fehlt es noch immer an festgeschriebenem Recht für echte Mitwirkung der älte-

ren Generation. Die Debatten im Plenum und während der Fachberatung im 

Ausschuss haben leider gezeigt, Sie haben die Zeichen der Zeit noch immer nicht er-

kannt. Ihrer Meinung nach braucht es solche Möglichkeiten für Seniorinnen und Senio-

ren nicht. Dabei wäre es so fortschrittlich, in Zeiten der Veränderung einer Gesell-

schaft auf die Zeichen der Zeit zu reagieren und eine Zeitenwende einzuleiten. Ich 

frage mich: Wollen Sie nicht, oder können Sie die aktuellen Entwicklungen und Hand-

lungsnotwendigkeiten einfach nicht erkennen? Wieso haben Sie solche Angst davor, 

der älteren Generation eine starke Stimme zu geben und sie mitbestimmen und mitge-

stalten zu lassen, und zwar in strukturierter Weise? Wieso verweigern Sie sich innova-

tiven Ansätzen und ignorieren die Wünsche der Seniorinnen und Senioren, die ein sol-

ches Gesetz befürworten?

(Beifall bei der SPD)
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Kolleginnen und Kollegen, wirklich gute Argumente für diese Verweigerung habe ich in 

den Debatten bisher nicht gehört. Von Ihnen kommt nur das Argument, wonach die 

bestehende Gemeindeordnung ausreiche, um Seniorenvertretungen einzurichten, was 

man an der guten Aufstellung der Seniorenvertretungen in Bayern sehe.Nur, wo sehen 

Sie denn die gute Aufstellung für alle Seniorinnen und Senioren in Bayern, wenn nur 

285 von 2.031 Gemeinden Seniorenbeiräte haben oder wenn zum Beispiel, um noch 

eine Zahl zu nennen, 396 Gemeinden in Bayern keinerlei Form von Seniorenvertre-

tung haben, das heißt, weder einen gewählten Seniorenbeirat noch einen Seniorenbe-

auftragten? Und da sagen Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen – vor allem scheitert es 

an der Mehrheit der CSU –, Sie wollen die Freiwilligkeit fördern. Aber was erzählen 

Sie denn den Seniorinnen und Senioren, die sich einbringen wollen und es nicht kön-

nen? Das treffen wir nämlich in vielfältiger Weise in den Kommunen an. Was sollen die 

machen, wenn die Gemeinden vor Ort beschließen, der Freiwilligkeit keine Möglichkeit 

zu eröffnen?

Wir als SPD-Landtagsfraktion finden, die Senioren dürfen nicht der Willkür der Kom-

munen und Amtsträger ausgesetzt werden. Jeder ältere Mensch in Bayern muss das 

Recht haben, dass seine Wünsche, Interessen und Ideen in seiner Kommune auch 

wirklich registriert werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Realität in Bayern zeigt es doch schon ganz klar: Es geht nur mit einem Gesetz, 

das die Strukturen schafft. Der Geist wird dann auch der Struktur folgen und jedem äl-

teren Menschen über 60 Jahren die Möglichkeit eröffnen, sich strukturiert und zum 

Gemeinwohl am Ort politisch engagiert einzubringen.

Die von CSU, FREIEN WÄHLERN und GRÜNEN in Gefahr gesehene Selbstverwal-

tung der Kommunen ist mit unserem Entwurf nicht in Bedrängnis. Was wir wollen, ist, 

dass die Kommunen, die sich bislang nicht engagieren, noch Möglichkeiten schaffen, 

dies zu tun, damit sich die Generation über 60 engagieren kann, wenn sie das will. Se-
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niorenpolitische Themen müssen künftig eine viel größere Rolle spielen als bisher – 

nicht nur auf kommunaler Ebene, sondern auch bei uns in der Landespolitik.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es ist wirklich schade, dass die CSU das nicht erkannt hat und verlässliche Strukturen 

absolut ablehnt mit Gründen wie: zu viel Bürokratie, die bestehenden Altersstrukturen 

in den Gemeinderäten spiegeln die alternde Gesellschaft doch schon wider, oder die 

Landesseniorenvertretung macht weiterhin Gremien auf Landesebene hinfällig. Den 

Fakt, dass eben nicht alle Senioren vertreten sind, ignorieren Sie nach wie vor hartnä-

ckig.

Was für ein trauriges Signal, Kolleginnen und Kollegen, senden wir denn damit von 

der Landesebene aus, wenn die Unterstützung für Senioren in dieser Form in Bayern 

fehlt? Da reden Sie immer so schön davon, dass es gerechte Politik für alle Generatio-

nen braucht. Nur, wo sind die Taten zu genau diesen Worten? Darauf warten die Men-

schen im Lande noch immer vergeblich. Kolleginnen und Kollegen, es wird Zeit, dass 

auch ihr Anspruch endlich Realität wird, zum Beispiel indem Sie heute unserem Ge-

setzentwurf in Zweiter Lesung doch noch zustimmen.

Sie, liebe FREIE WÄHLER, haben die Notwendigkeit eines Gesetzes zwar mittlerweile 

erkannt; aber leider fehlt es Ihnen, wie schon in Erster Lesung von meiner Seite er-

wähnt, an wesentlichen Details.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN)

– Herr Kollege, so ist es nun einmal. Wenn Ihnen das Thema wirklich wichtig ist, stim-

men Sie doch heute einfach dem Gesetzentwurf der SPD-Landtagsfraktion zu.

Kolleginnen und Kollegen, Ältere sollen sich einbringen können, wann immer sie wol-

len, und das egal, wo in Bayern. Wir wollen gleichwertige Lebensverhältnisse. Dann 

müssen wir auch entsprechende Strukturen schaffen. Unser Seniorenmitwirkungsge-

setz bietet dafür die richtigen Rahmenbedingungen und greift die Forderungen der be-
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reits aktiven Seniorenvertretungen auf, ein Gesetz, das im Schulterschluss mit der Ge-

neration über 60 Jahren erarbeitet wurde, ein schlankes Gesetz.

Ich würde mich gern bei Ihnen allen heute nach der Zweiten Lesung für die Unterstüt-

zung und für mehr Mitwirkung und Beteiligung der Generation Ü 60 bedanken können. 

Deshalb bitte ich Sie noch einmal eindringlich, sich einen Ruck zu geben und diesem 

aus unserer Sicht nicht bürokratischen Gesetz – es ist ein Gesetz für mehr Partizipa-

tion und Mitwirkungsmöglichkeiten der Generation Ü 60 – zuzustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Frau Kollegin. – Als Nächster 

hat der Kollege Dr. Goppel das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Dr. Thomas Goppel (CSU): Verehrter Herr Präsident, Hohes Haus! Danke, dass wir 

die Gelegenheit bekommen, der Thematik wieder tagesaktuell den Drive zu geben, 

der notwendig ist, damit man in solchen Fragen auch sieht, dass unterschiedliche Mei-

nungen nicht zwangsläufig dazu führen, dass Frau Rauscher recht kriegt. Sie führen 

dazu, wenn man gute Argumente hat, und sie führen dazu, wenn man eine vernünftige 

Diskussion hinter sich hat. Dann kann man darüber reden. Das wurde heute schon mit 

dem Abkommen zugunsten der Sinti und vorher mit einer eigenen Gesetzesberatung 

zweimal nachgewiesen. Da waren sich alle Seiten des Hauses einig, dass wir mitein-

ander einen Neuanfang wagen. Dass das bei Ihrem Antrag, Frau Kollegin, nicht der 

Fall war, tut mir leid. Es tut mir auch leid um Sie; Ihr charmanter Vortrag war nicht ver-

kehrt. Aber ich will Ihnen ausdrücklich sagen: Die Schwierigkeit besteht darin, dass 

das unüberlegte Einbringen von Gesetzentwürfen, damit man am 14. Oktober etwas 

vorbringen und vorlegen kann, kein Verabschiedungsgrund ist.

(Helga Schmitt-Bussinger (SPD): Das ist nicht fair!)

– Doch, das sage ich Ihnen.

(Helga Schmitt-Bussinger (SPD): Das ist jetzt auch nicht fair!)
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– Dann hören Sie halt zu!

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze (GRÜNE))

– Sie haben überhaupt nichts zu sagen, Frau Schulze. Sie haben selbst gesagt, Sie 

lehnen alles ab. Da sollten Sie vorsichtig sein.

(Helga Schmitt-Bussinger (SPD): Sprechen Sie doch zur Sache!)

– Das ist zur Sache, ganz effektiv zur Sache. Ich lasse mir das auch nicht gefallen. 

Das mögen Sie jederzeit so laut sagen, wie Sie wollen. Aber Sie gehören einer Gene-

ration an, die verlernt hat, erst zuzuhören und dann zu kommentieren.

(Helga Schmitt-Bussinger (SPD): Jetzt aber! – Zurufe von den GRÜNEN)

– Es ist nun einmal so.

Ich komme zurück auf das, was wir miteinander beraten wollen. Ich will Ihnen aus-

drücklich sagen: Seniorenmitwirkung gab es in Bayern eher als in den anderen Bun-

desländern.

(Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Zu wenig!)

Daran will ich erinnern. Die zuständige Ministerin hat vor drei Legislaturperioden ein 

entsprechendes Papier vorgelegt, und dieses Papier haben die Senioren anerkannt. 

Und die Senioren sind es, die daraufhin mitarbeiten, und das jetzt seit insgesamt rund 

acht bis zehn Jahren.

In diesen zehn Jahren haben nicht alle mitgemacht. Das ist etwas, was im Übrigen die 

Alten allein entscheiden und sonst niemand. Sie sagen selbst, ob Sie wollen oder 

nicht. In 285 Gemeinden wollen sie nicht, in 365 gibt es gar nichts. Wenn Sie das zu-

sammenzählen, werden Sie herausbringen, dass Ihre Behauptungen falsch sind. Jen-

seits davon ist Handlungsbedarf vorhanden; das bestreitet überhaupt niemand. Frau 

Rauscher, das hat auch niemand in den Ausschüssen bestritten; so ist es nicht. Das 
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hat niemand bestritten, sondern wir haben gemeinsam gesagt: Wenn ein überlegter 

Vorschlag ausgearbeitet ist, wollen wir das miteinander machen. Für beide Anregun-

gen, die Sie den FREIEN WÄHLERN und uns geben, gibt es keinen Grund. Sie haben 

ja nicht festgestellt, dass wir etwas miteinander beraten könnten, sondern ausdrück-

lich festhalten: Wer mir – der SPD – nicht folgt, liegt schief. Und da kann ich Ihnen nur 

sagen: Das ist falsch.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER))

– Herr Fahn, Sie stimmen fast allem zu, wenn Sie den Eindruck haben, dass Sie in 

Unterfranken dafür Zustimmung finden; keine Frage.

Ich will Ihnen ausdrücklich zugestehen: Es geht darum, dass wir die 4 Millionen, die 

demnächst der älteren Generation in Bayern angehören, dringend brauchen, um Auf-

gaben zu erledigen, die die Gesellschaft sonst nicht erledigen kann. Da hat sich seit 

1945 so viel getan wie in den zwei Jahrtausenden vorher nicht, weil die Aufgabe der 

früher freiwilligen Mitarbeit ansonsten meist nur Nichtbeschäftigte übernommen 

haben. Das waren 40 % in der Landwirtschaft nebenzu und 40 % Arbeitslose im Allge-

meinen, die da mitgemacht haben. Das ist heute alles ganz anders, weil wir einen 

ganz anderen Arbeitsmarkt haben.

Ein Zweites ist völlig anders. Früher – da kann ich mich gut erinnern, weil ich aus einer 

Familie stamme, in der das bis zur Generation meiner Eltern so war – ist einer daheim 

geblieben und hat die Arbeit gemacht, und ein anderer hat draußen das Geld verdient. 

Inzwischen haben wir uns im System umgestellt. Jeder ist draußen, und jeder muss 

sein eigenes Glück wagen und es entsprechend absichern. Insoweit brauchen wir eine 

völlige Veränderung des Umgangs mit den älteren Menschen. Da gibt es überhaupt 

keinen Streit und überhaupt keine Diskussion. Die ersten Ansätze waren und sind da 

auch schon gemacht.

Was haben wir jetzt festzustellen? – Mit den einzelnen Daten habe ich mich in den 

letzten drei Jahren und in den letzten Monaten sehr intensiv beschäftigt. Wir haben 

Protokollauszug
133. Plenum, 06.06.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 7



festzustellen, dass es eine Reihe engagierter älterer Leute gibt, vor allem solche, die 

sich im Ehrenamt betätigen und in großem Umfang mithelfen, Aufgaben, die sonst lie-

gen bleiben, zu erledigen. Ehrenamtlich und unentgeltlich.

Und es gibt eine ganze Menge Menschen, die weiter arbeiten und sich bemühen, sel-

ber Geld zu verdienen, weil das, was sie haben, nicht reicht angesichts des Tempos, 

in dem wir sonst die Gesellschaft entwickeln. Die Senioren wollen sich einbringen: Das 

ist in Ordnung, gar keine Frage. Da, wo sie unterwegs sind, funktioniert das auch. Die 

rund 13.000 Mitglieder bei uns in der Seniorenunion und die Gemeindevertreter in der 

LSVB leisten exzellente Arbeit auf den unterschiedlichsten Ebenen.

Was allerdings nicht funktioniert, ist ganz sicherlich die durchgängige Organisation. 

Die müssten wir gemeinsam meistern. Da bin ich auf Ihrer Seite, aber nicht mit dem 

Modell, das Sie vorschlagen, sondern in einer überlegten, mit den älteren Menschen 

genau diskutierten Art und Weise. Da stimmen wir mit der LSVB und mit anderen Or-

ganisationen – –

(Zuruf von der SPD)

– So intensiv sichtlich nicht. Erstens habe ich nie davon gelesen, zweitens nie davon 

gehört und zum Dritten von einer ganzen Menge von Leuten ausdrücklich gesagt be-

kommen: Das ist uns zu wenig und falsch und nicht durchdacht. An dieser Stelle 

mache ich dann nicht mit.

Ich bin sehr dafür, dass wir in den nächsten Wochen – da wird die Aufmerksamkeit 

auch der älteren Generation größer sein; vor Wahlen ist das nun mal so – mit der älte-

ren Generation wie mit den anderen im Gespräch sind und gemeinsam überlegen, wie 

solche Grundsätze aussehen können. Da werden Sie Schwierigkeiten bekommen mit 

der Durchgängigkeit von unten nach oben mit den Grundsätzen, die Sie selbst mit ver-

ändert haben, in Bezug auf die Frage, wie Frauen beteiligt werden, ja oder nein. Das 

wäre dann das alte Problem noch mal ganz anders. Da redet bei Sechzig- und Sieb-

zigjährigen bloß keiner mehr darüber. Wie vertreten wir die Geschlechter gleicherma-
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ßen bei unterschiedlichen Interessen und anderen Vorgaben? Wie sorgen wir dafür, 

dass wir die Benachteiligungen in den Griff bekommen, die sich bei den Alten nach 

und nach einstellen, weil sich das Tempo bei jemandem, der nicht mehr im Arbeitspro-

zess steckt, auch nicht in den sonstigen Förderungen niederschlagen kann? – Über all 

diese Einzelfragen müssen wir erst noch intensiv mit den älteren Menschen reden, 

was deswegen überrascht, weil in den Gemeinderäten mehrheitlich sowieso die Al-

tersgruppe vertreten ist, der auch ich angehöre. Da habe ich mir die Mühe gemacht, 

mal nur im eigenen Bereich nachzugucken. Meistens liegt das durchschnittliche Alter 

derer, die im Gemeinderat sitzen, dort, wo wir anfangen, die Mitgliedschaften einzufrie-

ren. Das heißt, es gibt auch drei oder vier unter den 60. Aber der Rest gehört sowieso 

zu uns. Von Benachteiligung kann also keine Rede sein, von Mitwirkung, die nicht 

praktiziert wird, schon. Da gebe ich Ihnen recht.

Jetzt ist die Frage, wie wir das gemeinsam im Gespräch hinbekommen. Ich will Ihnen 

ausdrücklich sagen: Wenn wir heute ablehnen, dann deswegen, weil unzureichende 

Vorschläge keine Zustimmung bekommen können. Immerhin waren drei Fraktionen 

gegen Ihren SPD-Vorschlag. Wir waren ja nicht alleine. Sie haben gesagt, es ist die 

CSU. Von wegen! FREIE WÄHLER und GRÜNE haben auch gesagt, da wollen wir 

noch etwas intensiver rangehen. Das Erfordernis eines intensiveren Rangehens lässt 

mich ausdrücklich bitten, dass wir an dieser Stelle warten und eine entsprechende Ak-

tivität gemeinsam entfalten, wenn wir in neuer Zusammensetzung – Sie vielleicht, wer 

weiß das? – hier im Haus sitzen.

Ich will ausdrücklich sagen, die Forderungen, die Sie insgesamt gestellt haben, stoßen 

nicht auf Rückhalt. Herr Wölfl, der Vorsitzende der LSVB, ist selber ein sachkundiger 

Vertreter des Metiers. Er hat ausdrücklich festgestellt, dass ihm das, was da vorgelegt 

ist, nicht reicht, aber dass das ein schöner Anfang ist. Ich finde, wir sollten nicht mit 

Kleckern anfangen, sondern einen gemeinsamen Wurf machen. Ich lade herzlich dazu 

ein, das mit uns zu dem Zeitpunkt, zu dem wir in der neuen Legislatur wieder hier zu-
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sammensitzen, vernünftig hinzubekommen, eine solche gesetzliche Vorgabe einzu-

bringen und entsprechend zu unterstreichen.

(Doris Rauscher (SPD): Hätten Sie auch schon die letzten Monate machen kön-

nen!)

– Ich mache kein Gesetz innerhalb von fünf Minuten, damit Sie sagen, oh, die Idee 

war bei Ihnen. Da war sie eben nicht.

(Zurufe von der SPD)

Angefangen hat das Ganze mit der Feststellung der Bayerischen Arbeitsministerin 

Stewens, wir wollen auf alle Fälle eine freiwillige Mitarbeit der Alten haben. Wissen 

Sie, warum? – Weil dieses Hohe Haus vor einer doppelten Zahl von zehn, vor über 20 

Jahren, den Bayerischen Senat abgeschafft hat, in dem wir alle über 40 miteinander 

vertreten waren. Da waren wir mal was, und dann haben Sie es abgeschafft. Und jetzt 

fangen wir überall an, das Ganze im Kleinen wiederzuholen. Ich bin einverstanden, 

dass es dabei bleibt. Aber wenn man schon selber die Alten durch den Beschluss aus-

schließt,

(Zuruf von der SPD: Wo denn?)

– das waren die über 40 Jahre –, dann muss man schlicht und einfach daran denken, 

dass mit einer Neuerung wirklich neue Akzente gesetzt werden. Darum bitte ich. Ich 

freue mich darauf, dass wir dann in den Beratungen zu guten Ergebnissen kommen, 

ob von draußen herein oder von innen hinaus, das wird man sehen. Wir bleiben bei 

unserer Ablehnung, weil das, was bisher vorliegt, Stückwerk ist.

(Beifall bei der CSU – Florian von Brunn (SPD): Das kann man immer sagen!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Bevor ich 

dem nächsten Redner das Wort erteile, darf ich Ihnen mitteilen, dass die SPD-Fraktion 

Protokollauszug
133. Plenum, 06.06.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 10

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000162.html


zu diesem Gesetzentwurf namentliche Abstimmung beantragt hat. – Jetzt haben Sie, 

Herr Kollege Dr. Fahn von den FREIEN WÄHLERN, das Wort. Bitte schön.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Danke 

schön, Herr Präsident. – Herr Goppel, Sie haben sicherlich schon die Pressemitteilung 

der LSVB gelesen. Die kommt nämlich noch mal morgen im Sozialausschuss. Da wird 

der Gesetzentwurf der FREIEN WÄHLER behandelt. Sie schreibt: Da muss die CSU 

endlich mal Farbe bekennen. – Was will sie? Will sie die gesetzlichen Rahmenbedin-

gungen für die Mitsprache ändern? Will sie die Mitgestaltung ändern? Da müssen Sie 

schon konkret werden. Das fehlt bisher bei Ihnen. Das muss ich sagen.

Insgesamt finden wir es gut, dass die SPD einen Gesetzentwurf eingebracht hat. Des-

wegen diskutieren wir endlich einmal hier im Landtag und in den Ausschüssen über 

dieses Thema. Wir werden uns bei der Abstimmung über diesen Gesetzentwurf an-

ders als im Ausschuss enthalten und nicht ablehnen, weil es gut ist, dass die SPD hier 

einen Vorstoß gemacht hat. Das muss man ganz klar sagen. Sie hat Defizite festge-

stellt, die auch wir sehen. Wenn bei 2.000 Gemeinden nur in 1.400 Gemeinden ein 

Seniorenbeauftragter da ist oder wenn 400 Kommunen überhaupt noch nichts haben, 

dann fehlt eben etwas. 18 Landkreise haben eine Seniorenvertretung, 42 Landkreise 

einen Seniorenbeauftragten. Aber in 19 Landkreisen haben wir Fehlanzeige. Da müs-

sen wir etwas tun.

Wenn über "vorhandene Strukturen" gesprochen wird, Herr Goppel: Wir haben diese 

Landesseniorenvertretung, und die Landesseniorenvertretung hat Strukturen. Man 

könnte auf diesen Strukturen aufbauen; aber – das habe ich auch immer gesagt – das 

ist bei der Landesseniorenvertretung immer noch zu wenig. Es gibt nur 190 kommuna-

le Seniorenvertretungen, und zwar in Städten, Gemeinden und 25 Landkreisen. Das 

ist insgesamt zu wenig. Da das zu wenig ist, aber Strukturen vorhanden sind, sollten 

wir auf diesen aufbauen. Das war die ganze Zeit so.
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Herr Goppel, Sie haben sich jetzt ein bisschen zurückgehalten. Sie haben sich in den 

vergangenen Diskussionen immer sehr stark am Herrn Wölfl abgearbeitet. Sie haben 

ihn, einen früheren Ministerialrat, immer wieder kritisiert. Das hat mich sowieso ver-

blüfft, dass Sie das machen, wo Sie selbst mal Minister waren. Da haben Sie also 

einen ehemaligen Ministerialrat ganz schön abgekanzelt. Aber das nur so am Rande. 

Wir haben Herrn Wölfl immer verteidigt, weil er nicht die Landesseniorenvereinigung 

ist, sondern nur der Vorsitzende. Er hat einen Vorstand, der sich insgesamt dafür en-

gagiert. Wir brauchen, da gebe ich Frau Rauscher völlig recht, eine starke Lobby für 

die älteren Menschen in Bayern. Da muss noch viel mehr gemacht werden. Vielleicht 

machen wir es zusammen. Das ist richtig, aber da muss ich zu Ihnen, Herr Goppel, 

auch sagen: Sie sind seit 1974 im Landtag. Sie sind ein CSU-Dauerbrenner. Das ist 

durchaus positiv gemeint. Sie haben am 25.01. die Einrichtung eines Landessenioren-

beirats sogar als wichtig empfunden. Dann frage ich mich, Herr Goppel: Warum haben 

Sie in den 44 Jahren Ihrer Tätigkeit im Bayerischen Landtag nicht mehr getan

(Beifall bei der SPD – Katharina Schulze (GRÜNE): Da hat er wohl nicht zuge-

hört!)

und haben erst nach 44 Jahren durch den Gesetzentwurf der SPD gemerkt, dass das 

Thema der Senioren insgesamt sehr wichtig ist? – Vielleicht schaffen Sie es, Herr 

Goppel, dass wir zusammen aufwachen und zusammen etwas erreichen.

Wir kommen morgen noch zu dem Gesetzentwurf der FREIEN WÄHLER. Der Gesetz-

entwurf der SPD ist uns insgesamt ein wenig zu aufgebläht. Das muss man leider 

sagen. Da gibt es neues Gremium, einen Landesseniorenbeirat. Wir meinen, da kann 

es auch zu Interessenskonflikten kommen. Dann gibt es noch konkret einen Beauf-

tragten. Da meinen wir, uns würde eine schmale Konstruktion besser gefallen, diese 

Konstruktion, die die Landesseniorenvertretung insgesamt hat. Das ist für uns wichtig. 

Wir müssen uns mit den Themen der Senioren beschäftigen, und wir müssen das ins-

gesamt weiterbringen. Herr Goppel, der Landtag besteht ja noch ein paar Monate. 
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Dann machen Sie vielleicht konkret einen Vorschlag, was man insgesamt machen 

kann.

Frau Rauscher wird morgen zu den FREIEN WÄHLERN wahrscheinlich wieder sagen, 

die FREIEN WÄHLER machen es sich ganz einfach. Sie schreiben von der LSVB ab. 

Dazu sagen wir: Wenn wir etwas Gutes finden, warum sollen wir das nicht abschrei-

ben?Dann übernehmen wir das. Das macht ihr von der CSU sehr oft, auch bei Anträ-

gen der FREIEN WÄHLER. Ihr bringt sie einige Monate später als eure eigenen Anträ-

ge ein. Wir sind nicht so ideologisch. Wenn etwas gut ist, dann stimmen wir dem zu, 

auch wenn es von der CSU kommt. Wir erkennen das auch bei anderen Parteien. Die 

SPD in Bayern schreibt gelegentlich von der SPD in Nordrhein-Westfalen, Thüringen 

oder anderen Bundesländern ab. Wenn das, wovon abgeschrieben wird, etwas Gutes 

ist, dann ist das in Ordnung. Sie können uns also nicht vorwerfen, dass auch wir 

etwas Gutes gefunden haben.

Es geht um die Landesseniorenvertretung. Das ist unser Einstieg in dieses Thema. 

Wir müssen mehr für die Senioren tun. Ich bin seit fast zehn Jahren Mitglied des Land-

tages. In diesem Zeitraum haben wir insgesamt zu selten über dieses Thema gespro-

chen. Wir haben uns intensiv mit Jugendthemen beschäftigt; dazu hatten wir sogar 

eine Enquete-Kommission. Aber für die Senioren war es insgesamt noch zu wenig; in-

soweit könnten wir noch mehr tun.

Ein Punkt betrifft das Freistellungsgesetz. Für die Zwecke der Jugendarbeit haben wir 

eines verabschiedet. Warum können wir kein Freistellungsgesetz für die Zwecke der 

Seniorenarbeit verabschieden? – Das ist ein Punkt, der noch auf der Halde liegt. Mit 

einem solchen Gesetz würden wir Menschen, die sich für Senioren einsetzen, erheb-

lich unterstützen.

Ich fasse zusammen: Wir finden es zunächst einmal positiv, dass die SPD-Fraktion 

dieses Thema aufgebracht hat. Deswegen werden wir den Gesetzentwurf nicht ableh-

nen, sondern wir werden uns der Stimme enthalten.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Einen kleinen Moment, Herr Kollege! Wir haben 

eine Zwischenbemerkung von Herrn Kollegen Goppel.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Diese habe 

ich schon erwartet – oder: erhofft.

(Heiterkeit bei den FREIEN WÄHLERN)

Dr. Thomas Goppel (CSU): Sie mussten sie erwarten, weil Sie so getan haben, als 

ob Sie in den zwölf Minuten zuvor nicht dabei gewesen wären.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Ich habe Ihnen genau aufgezählt, was wir gemacht haben. Wir haben als eines der 

ersten Länder eine Landesseniorenvertretung gegründet. Diese ist nicht Bestandteil 

des Sozialministeriums, wird aber von diesem gefördert. Das geschah nicht nur mit 

meinem Einsatz, sondern mit der Zustimmung vieler anderer.

Wir hatten einen Senat. Diesen haben wir gemeinsam abgeschafft, allerdings ohne die 

FREIEN WÄHLER; das halte ich fest.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Damals 

waren wir halt noch nicht dabei.

(Florian von Brunn (SPD): Das war das Volk!)

Dr. Thomas Goppel (CSU): All das gehört zu dem Gesamtpaket unserer Politik, ob-

wohl wir angeblich nichts gemacht haben. Diese Art und Weise der Herabwürdigung 

der Politik anderer Parteien lehne ich ab. Das wollte ich Ihnen gern mit an den Platz 

geben.

(Beifall bei der CSU)
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Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Das ist sehr 

nett. Dafür bekommen Sie sogar Beifall von Ihrer Fraktion.

Es ist so: Wir haben auch eigene Vorschläge unterbreitet. Natürlich habe ich gehört, 

was Sie gesagt haben. Aber es geht darum, dass wir noch mehr tun. Sie haben insge-

samt noch zu wenig gemacht. Nur darauf wollte ich hinweisen. Herr Goppel, vielleicht 

sind wir noch einmal gemeinsam auf dem Weg, echte Fortschritte für die Senioren zu 

erreichen. Diese Hoffnung äußere ich unabhängig davon, dass Sie den Senat abge-

schafft haben. Aber ich glaube, das war die Bevölkerung; dazu gab es ein Volksbe-

gehren. Das waren gar nicht Sie. Das nur am Rande.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Kollege Dr. Fahn. – Die nächste 

Wortmeldung: Kollege Dr. Runge. Bitte sehr.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 

über dieses Thema nicht nur hier im Plenum, sondern auch schon häufig in den Aus-

schüssen beraten. Die FREIEN WÄHLER haben einen vergleichbaren Gesetzentwurf 

eingebracht. Dieser hieß allerdings nicht "Seniorenmitwirkungsgesetz", sondern "Seni-

orenmitgestaltungsgesetz". Ansonsten gab es nur geringfügige Unterschiede.

Mit diesen Gesetzentwürfen werden berechtigte Anliegen verfolgt. Das Ziel, die Parti-

zipation auch von Menschen älteren Semesters am politischen Geschehen zu ermög-

lichen, vor allem im Vorfeld von Entscheidungen, die auch seniorenspezifische Aspek-

te haben, ist vernünftig.

Wir haben schon in den Ersten Lesungen dargelegt, anhand welcher Fragestellungen 

wir die beiden Gesetzentwürfe beurteilen: Wo gibt es welche Defizite und, daraus fol-

gend, wo gibt es welche Handlungsnotwendigkeiten? Wie sind die vorgeschlagenen 

Instrumente und Institute zu beurteilen?
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Über das, was hier vorgetragen und schon an anderer Stelle schriftlich festgehalten 

worden ist, zum Beispiel den Landesseniorenrat, da kann man durchaus diskutieren, 

auch wenn eine andere Ausgestaltung möglich ist. Was uns aber massiv stört – jetzt 

bin ich konkret bei dem Gesetzentwurf der SPD-Fraktion –, ist, dass den Kommunen 

vorgegeben werden soll, wie sie ihre Aufgabenerfüllung organisatorisch im Detail aus-

gestalten sollen. In dem Gesetzentwurf heißt es: "In den Gemeinden sollen Seniorin-

nen- und Seniorenbeiräte…gewählt werden." Was "sollen" heißt, das haben wir immer 

wieder ausführlich zur Kenntnis gebracht bekommen, insbesondere in der berühmten 

"Strabs"-Debatte.

Ich frage mich, wo in Bezug auf dieses Thema Defizite auf kommunaler Ebene vor-

handen sind. Ich habe es schon x-mal vorgebetet. In der Fraktion bin ich übrigens wie 

die Jungfrau zum Kind zu diesem Thema gekommen – dank eines pointierten Rede-

beitrags.

(Heiterkeit der Abgeordneten Katharina Schulze (GRÜNE))

Ich sehe insoweit keine Defizite. Dies sage ich, nachdem ich mich mit der Situation in 

vielen Kommunen befasst habe. Ich lege Ihnen dar, wie es bei uns ausschaut: In der 

Verwaltung gibt es Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die für dieses Thema zuständig 

sind. Selbstverständlich ist ein Gemeinderat gleichzeitig Seniorenreferent. Es gibt Se-

nioren-Bürgerversammlungen. Fast alle regulären Bürgerversammlungen sind auch 

Senioren-Bürgerversammlungen, wenn ich mir die Zusammensetzung ansehe.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der CSU)

Auch erinnere ich an ein großes Problem: In nahezu allen Räten, ob es Gemeinderä-

te, Stadträte, Kreistage oder Bezirkstage sind, liegt das Durchschnittsalter bei über 

60 Jahren. Bei uns ist die Hälfte der 24 Gemeinderäte zwischen 60 und 80 Jahre alt. 

Dass es bis zum Ende der Sitzungsperiode in knapp zwei Jahren, im Frühjahr 2020, 

so bleibt, ist nur der Tatsache geschuldet, dass zwei Gemeinderäte in die nächste Al-

terskohorte, die der 80- bis 100-Jährigen, hinüberwandern.
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(Heiterkeit bei den GRÜNEN)

– Das ist eine Tatsache.

Wenn wir beispielsweise eine Ausschreibung starten, zum Beispiel für Wahlen zum 

Seniorenbeirat, wenn wir eine Veröffentlichung machen, zum Beispiel zu einer Bürger-

werkstatt oder, wie bei uns jüngst geschehen, zu einem ISEK-Steuerungsgremium – 

ISEK steht für Integriertes städtebauliches Entwicklungskonzept –, wer meldet sich 

dazu? Nahezu nur die 60- bis 90-jährigen Herrschaften. Ich hätte fast gesagt, auch die 

Damen. Aber das trifft nicht zu. Kollege Goppel hat auf diesen ernsten Punkt aufmerk-

sam gemacht. Es sind nahezu nur ältere Männer, die sich melden, ob es um die Wahl 

eines Seniorenbeirats geht oder um die weiteren Gremien, die ich genannt habe.

Frau Rauscher, das ist ein Punkt, um den auch Sie sich kümmern sollten. Wir alle 

müssen uns darum kümmern, dass sich diese Zusammensetzung ändert.

(Zuruf der Abgeordneten Doris Rauscher (SPD))

– Ja, darum sollten wir uns gemeinschaftlich kümmern. Das hätte Sinn.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich betone: Ein Defizit auf kommunaler Ebene vermag ich insoweit nicht zu erkennen.

Kolleginnen und Kollegen, wenn wir jetzt festlegen, ein Seniorenbeirat – oder Senio-

renrat, wie auch immer wir ihn nennen wollen – sei verpflichtend, mit welcher Recht-

fertigung, mit welcher Argumentation wollen wir dann einen solchen Beirat oder Rat 

für andere Personengruppen ausschließen? Ich nenne zum Beispiel den Jugendbei-

rat. – Katharina Schulze hört mir sehr aufmerksam zu, Herr Kollege Goppel. Sie ge-

hört also zur Generation der Menschen, die zuhören. – Warum soll es also keinen Ju-

gendbeirat geben? Die jungen Menschen sind doch viel schwerer zu mobilisieren, sich 

am politischen Geschehen zu beteiligen.
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Wie sieht es mit Ausländerbeiräten aus, wie mit Behindertenbeiräten? Wir können uns 

weitere Aufgabengebiete ansehen und fragen: Was ist mit Kulturbeiräten, Sportbeirä-

ten, Gewerbebeiräten, Umweltbeiräten? Wo ziehen wir die Grenze?

Daher sagen wir: Bitte lasst die Kommunen ihre Aufgaben in dem organisatorischen 

Gewand erfüllen, wie sie es für richtig halten. Deswegen können wir diesem Gesetz-

entwurf der SPD-Fraktion nicht zustimmen. Der Ansatz ist selbstverständlich berech-

tigt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Einen kleinen Moment noch! Wir haben eine Zwi-

schenbemerkung von Herrn Kollegen von Brunn. Bitte schön.

Florian von Brunn (SPD): Herr Kollege Runge, man kann unterschiedlicher Meinung 

sein. Die Landeshauptstadt München hat natürlich einen Seniorenbeirat. Sie hat auch 

einen Migrationsbeirat.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Man kann sich darüber konstruktiv streiten. Allerdings hat – vielleicht finden auch Sie 

das merkwürdig – weder der Ministerpräsident in seiner Regierungserklärung irgendet-

was zu dem Thema Senioren gesagt, noch sehe ich, dass sich die zuständige Ministe-

rin in die heutige Debatte einschaltet. Wenn wir vonseiten der CSU kritisiert werden, 

wir hätten hier einen "zu leichten" Gesetzentwurf vorgelegt, dann erwarte ich, dass 

auch die Staatsregierung hier ihre Ansichten fundiert vorträgt.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Danke für die Zwischenintervention. Auch ich sehe das 

als merkwürdig an; das ist überhaupt keine Frage. Vielleicht hält sich der Ministerprä-

sident selbst noch für so jugendlich; ich mag es jetzt nicht einsortieren. Wenn ein sol-

cher Gesetzentwurf hier in Zweiter Lesung behandelt wird, dann ist es auf jeden Fall 
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angesagt, dass die zuständigen Mitglieder der Staatsregierung hier anwesend sind. 

Dass dem nicht so ist, zeigt, was sie von diesem Thema halten. Weiter möchte ich das 

nicht kommentieren. – Ich weiß nicht, wie knapp wir schon an der Viertelstunde dran 

sind.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Passt genau.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Dann können wir jetzt abstimmen. Sonst könnte ich noch 

zu einigen anderen Themen etwas erzählen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Kollege Dr. Runge, und auch herzli-

chen Dank für das zeitliche Mitspielen. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen 

zur namentlichen Abstimmung.

Der Abstimmung liegt der Initiativgesetzentwurf der SPD-Fraktion auf Drucksa-

che 17/19755 zugrunde. Der federführende Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-

gend, Familie und Integration empfiehlt die Ablehnung des Gesetzentwurfs. Damit 

kann ich die namentliche Abstimmung eröffnen. Sie haben fünf Minuten Zeit.

(Namentliche Abstimmung von 17.50 bis 17.55 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich schließe die Abstimmung und bitte, das Ergebnis 

außerhalb des Plenarsaals zu ermitteln. Ich bitte Sie, die Plätze wieder einzunehmen.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

(...)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Jetzt gebe ich zunächst einmal die Ergeb-

nisse namentlicher Abstimmungen bekannt. Zweite Lesung zum Gesetzentwurf der 

Abgeordneten Rinderspacher, Rauscher, Deckwerth und anderer und Fraktion (SPD) 
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für ein Bayerisches Seniorinnen- und Seniorenmitwirkungsgesetz, Drucksa-

che 17/19755: Mit Ja haben 30 gestimmt, mit Nein 90, Stimmenthaltungen: 10. Damit 

ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)
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